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Bericht 
des Verkehrsausschusses 

über die Regierungsvorlage (457 der Beilagen): Änderungsurkunden der Satzung der 
Internationalen Fernmeldeunion und des Vertrages der Internationalen Fernmeldeunion, 
Genf 1992, geändert durch die Konferenz der Regierungsbevollmächtigten (Kyoto 1994), 
durch die Konferenz der Regierungsbevollmächtigten (Minneapolis 1998) sowie durch die 
Konferenz der Regierungsbevollmächtigten (Marrakesch 2002), samt Erklärungen und 
Vorbehalten 

Der gegenständliche Staatsvertrag hat gesetzändernden bzw. gesetzesergänzenden Charakter und bedarf 
daher gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. 
Der Staatsvertrag hat nicht politischen Charakter und ist der unmittelbaren Anwendung im innerstaatli-
chen Rechtsbereich zugänglich, sodass eine Erlassung von Gesetzen gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-VG 
nicht erforderlich ist. 
Eine Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG ist nicht erforderlich, da keine Ange-
legenheiten, die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder betreffen, geregelt werden. 
Der Staatsvertrag ist in englischer, französischer und spanischer Sprache abgefasst, wobei jeder Text 
gleichermaßen authentisch ist. 
Hinsichtlich der Kundmachung des Staatsvertrages hat die Bundesregierung dem Nationalrat vorgeschla-
gen, gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG zu beschließen, dass die arabische, chinesische, englische, russische und 
spanische Sprachfassung der Änderungsurkunden und die englische und spanische Sprachfassung der 
Erklärungen und Vorbehalte dadurch kundzumachen sind, dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie aufliegen. 
Der Verkehrsausschuss hat den gegenständlichen Staatsvertrag in seiner Sitzung am 17. März 2010 in 
Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter Abgeordneten Ing. 
Hermann Schultes die Abgeordneten Dr. Gabriela Moser, Christoph Hagen, Ing. Kurt Gartlehner, Mag. 
Karin Hakl und Bernhard Vock sowie die Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie 
Doris Bures. 
Bei der Abstimmung wurde einstimmig beschlossen, dem Hohen Haus die Genehmigung des Abschlus-
ses dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 
Der Verkehrsausschuss vertritt weiters einstimmig die Auffassung, dass die Bestimmungen des Staatsver-
trages zur unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Bereich ausreichend determiniert sind, sodass 
sich eine Beschlussfassung des Nationalrates gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-VG zur Erfüllung des Staats-
vertrages erübrigt. 
Ebenso wurde einstimmig beschlossen, dass die arabische, chinesische, englische, russische und spani-
sche Sprachfassung der Änderungsurkunden und die englische und spanische Sprachfassung der Erklä-
rungen und Vorbehalte dieses Staatsvertrages gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG dadurch kundzumachen sind, 
dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
aufliegen. 
Als Berichterstatter für das Plenum wurde Abgeordneter Ing. Hermann Schultes gewählt. 
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Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Verkehrsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 
1. Der Abschluss des Staatsvertrages: Änderungsurkunden der Satzung der Internationalen Fernmelde-

union und des Vertrages der Internationalen Fernmeldeunion, Genf 1992, geändert durch die Konfe-
renz der Regierungsbevollmächtigten (Kyoto 1994), durch die Konferenz der Regierungsbevoll-
mächtigten (Minneapolis 1998) sowie durch die Konferenz der Regierungsbevollmächtigten (Marra-
kesch 2002), samt Erklärungen und Vorbehalten(457 der Beilagen) wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 
B-VG genehmigt. 

2. Die arabische, chinesische, englische, russische und spanische Sprachfassung der Änderungsurkun-
den und die englische und spanische Sprachfassung der Erklärungen und Vorbehalte dieses Staats-
vertrages sind gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG dadurch kundzumachen, dass sie zur öffentlichen Ein-
sichtnahme im Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie aufliegen. 

Wien, 2010 03 17 

 Ing. Hermann Schultes Anton Heinzl 
 Berichterstatter Obmann 


